
HAGEN

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS

CARL OTTO LENZ

vom 13. Dezember 1989 *

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

A — Sachverhalt

1. In dem Vorabentscheidungsersuchen,
welches uns der Hoge Raad der Nederlan­
den vorgelegt hat, geht es um die Auslegung
des Artikels 6 Nr. 2 des Übereinkommens
vom 27. September 1968 über die gerichtli­
che Zuständigkeit und die Vollstreckung ge­
richtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen (im folgenden: das Überein­
kommen 1).

2. Im Jahre 1984 schloß die Kongress
Agentur Hagen GmbH, Düsseldorf (im fol­
genden: die Hagen GmbH), mit der Firma
Zeehaghe BV einen Vertrag über die Reser­
vierung von Hotelzimmern in Den Haag.
Die Hagen GmbH handelte in eigenem Na­
men, jedoch im Auftrag und für Rechnung
der Firma Garant Schuhgilde e. G., Düssel­
dorf (im folgenden: Firma Schuhgilde).
Nach Annullierung der Reservierung ver­
klagte die Zeehaghe BV die Hagen GmbH
vor der Rechtbank Den Haag auf Zahlung
von Schadensersatz zuzüglich Zinsen wegen
Nichterfüllung der Vertragsverpflichtung.

3. In einem Zwischenstreit, in dem es in der
Hauptsache um die Zuständigkeit der
Rechtbank ging, beantragte die Hagen

GmbH, hilfsweise die Firma Schuhgilde als
Auftraggeberin im Rahmen der Gewährlei­
stungsklage in das Verfahren einzubeziehen.
Diesen Antrag wies die Rechtbank mit der
Begründung zurück, das Gewährleistungs­
verfahren brauche nicht vor ihr durchge­
führt zu werden, da beide von diesem Ver­
fahren betroffenen Gesellschaften ihren Sitz
nicht im Inland hätten. Angesichts der Mög­
lichkeit, daß im Gewährleistungsverfahren
prozessuale Schwierigkeiten auftreten konn­
ten, sei nicht auszuschließen, daß dadurch
die Behandlung der Hauptsache verzögert
werde. Eine derartige Verzögerung brauche
die Firma Zeehaghe nicht zu dulden.

4. Im Rechtsmittelverfahren bestätigte der
Gerechtshof Den Haag die Entscheidung
der Rechtbank und wies noch zusätzlich
darauf hin, daß Artikel 6 des Übereinkom­
mens nur von der Möglichkeit, eine Gewähr­
leistungsklage zu erheben, spreche, nicht je­
doch das Gericht verpflichte, einem entspre­
chenden Antrag stattzugeben.

5. Im Kassationsverfahren hat der Hoge
Raad dem Gerichtshof drei Fragen zur Vor­
abentscheidung vorgelegt, um über die Zu­
ständigkeit des angerufenen Gerichts und
die Zulässigkeit der Gewährleistungsklage
entscheiden zu können.

6. Auf die von den beteiligten Parteien ein­
gereichten Erklärungen werde ich, soweit
erforderlich, im Rahmen meiner Stellung­
nahme eingehen. Im übrigen verweise ich
auf den Inhalt des Sitzungsberichts.

* Originalsprache: Deutsch.

1 — ABl. 1972, L 299, S. 32.
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B — Stellungnahme

1. Zur Frage A

7. Die Frage A lautet wie folgt:

„Wenn eine Person, die ihren Wohnsitz im
Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats hat, ge­
mäß Artikel 5 Nr. 1 des Übereinkommens
vor dem Gericht eines anderen Vertrags­
staats verklagt wird, kann dieses Gericht
dann seine Zuständigkeit für die Entschei­
dung über eine Gewährleistungsklage dieser
Person gegen jemanden, der seinen Wohn­
sitz in dem Hoheitsgebiet eines andern Ver­
tragsstaats als dem des Gerichts hat, auf Ar­
tikel 6 Nr. 2 des Übereinkommens stüt­
zen?"

8. Anders ausgedrückt möchte das vorle­
gende Gericht wissen, ob die sich aus Arti­
kel 6 Nr. 2 des Übereinkommens ergebende
besondere Zuständigkeit auch dann gegeben
ist, wenn die Zuständigkeit des Gerichts für
den Hauptprozeß ebenfalls auf einer beson­
deren Zuständigkeit (hier Artikel 5 Nr. 1
des Übereinkommens) beruht, oder ob sie
auf Fälle beschränkt ist, bei denen sich die
Zuständigkeit des Gerichts für den Haupt­
prozeß auf die allgemeine Zuständigkeits­
vorschrift des Artikels 2 des Übereinkom­
mens gründet.

9. Lediglich die Firma Zeehaghe hat im
Ausgangsverfahren für eine enge Auslegung
der Zuständigkeitsnorm des Artikels 6
Nr. 2 des Übereinkommens plädiert. Alle
Beteiligten jedoch, die beim Gerichtshof
schriftliche Erklärungen eingereicht haben,
treten für eine weite Auslegung ein, bei der
es nicht darauf ankommt, auf welche Be­
stimmung die Zuständigkeit für den Haupt­
prozeß gestützt wird.

10. Dem Wortlaut von Artikel 6 Nr. 2 des
Übereinkommens läßt sich nichts für eine
einschränkende Auslegung dieser Bestim­
mung entnehmen. Artikel 6 Nr. 2 ermög­
licht es, eine Person, die ihren Wohnsitz in
dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats hat,
mit einer Klage auf Gewährleistung vor dem
Gericht des Hauptprozesses zu belangen,
und macht dabei keinen Unterschied, ob die
Zuständigkeit für den Hauptprozeß sich aus
Artikel 2 oder aus Artikel 5 des Überein­
kommens ergibt. Artikel 6 Nr. 2 verweist
schlicht auf das „Gericht des Hauptprozes­
ses", nicht aber etwa auf „das gemäß Arti­
kel 2 zuständige Gericht"; eine derartige
Formulierung wäre jedoch zu erwarten ge­
wesen, wenn man eine Stütze für die re­
striktive Auslegung hätte finden wollen.

11. Da der Regelung des Artikels 6 des
Übereinkommens der Gedanke zugrunde
liegt, Klagen, zwischen denen ein Zusam­
menhang besteht, vor demselben Gericht zu
ermöglichen, damit widersprechende Ent­
scheidungen vermieden werden, ist für die
Auslegung des Artikels 6 Nr. 2 der Sachzu­
sammenhang zwischen Hauptprozeß und
Gewährleistungsklage maßgebend. Auf die
Frage, auf welche Weise die Zuständigkeit
des Gerichts für den Hauptprozeß begrün­
det wurde, kann es somit nicht ankommen.

2. Frage B

12. Die Frage B lautet wie folgt:

„Ist Artikel 6 Nr. 2 des Übereinkommens
so auszulegen, daß das Gericht verpflichtet
ist, dem Antrag auf Zulassung der Gewähr­
leistungsklage stattzugeben, es sei denn, daß
die in dieser Bestimmung genannte Aus­
nahme vorliegt?"

13. Mit dieser Frage soll das Problem ge­
klärt werden, ob die Zulässigkeit einer Ge-
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währleistungsklage allein anhand von Arti­
kel 6 Nr. 2 des Übereinkommens zu prüfen
ist oder ob darüber hinaus zusätzliche Vor­
aussetzungen des innerstatlichen Rechts er­
füllt sein müssen.

14. Nach Auffassung der Hagen GmbH so­
wie der französischen Regierung und der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland
ist die Zulässigkeit der Gewährleistungs­
klage ausschließlich auf der Grundlage des
Artikels 6 Nr. 2 des Übereinkommens zu
beurteilen. Artikel 6 Nr. 2 sei autonom aus­
zulegen und nicht unter Rückgriff auf in­
nerstaatliche Rechtsvorschriften. Auch sprä­
chen Gründe der Prozeßökonomie und der
ordnungsgemäßen Rechtspflege für diese
Auffassung. Wenn eine Gewährleistungs­
klage aus anderen Gründen als der in Arti­
kel 6 Nr. 2 genannten Benachteiligungsab­
sicht abgewiesen werden könnte, könnte ein
Kläger gezwungen sein, zwei Gerichte in
zwei verschiedenen Vertragsstaaten anzuru­
fen, was für ihn zusätzliche Kosten, Verzö­
gerungen und Risiken bedeuten würde. Ein
Vertragsstaat sei, wenn eines seiner Gerichte
zuständig sei, verpflichtet, den Parteien
vollen Rechtsschutz zu gewährleisten. Die­
ser Schutz könnte nicht durch innerstaatli­
che Verfahrensbestimmungen eingeschränkt
werden.

15. Die Kommission hingegen hat zwei al­
ternative Thesen zur Auslegung des Artikels
6 Nr. 2 des Übereinkommens vorgetragen.
Nach der ersten These ist die Frage der ge­
richtlichen Zuständigkeit nur eine der Vor­
aussetzungen der Zulässigkeit einer Ge­
währleistungsklage. Die Frage der Zustän­
digkeit müsse zuerst gemäß Artikel 6 Nr. 2
entschieden werden; danach habe der staat­
liche Richter jedoch auch festzustellen, ob
die Klage die durch die nationalen Verfah­
rensvorschriften aufgestellten Voraussetzun­
gen erfülle.

16. In ihrer alternativ aufgestellten zweiten
These stimmt die Kommission jedoch mit
dem überein, was die Hagen GmbH sowie
die beiden beteiligten Regierungen vorgetra­
gen haben.

17. In ihren schriftlichen Darlegungen hat
die Kommission der zweiten These den
Vorzug gegeben. Diese Lösung sei einfach,
da der Beurteilungsspielraum des staatlichen
Gerichts durch das Übereinkommen selbst
genau definiert sei. Außerdem biete die
zweite These die besten Aussichten für eine
einheitliche Anwendung des Artikels 6
Nr. 2 des Übereinkommens.

18. In der mündlichen Verhandlung hat die
Kommission jedoch ihre Meinung geändert
und dargelegt, weswegen sie nunmehr ihrer
ersten These den Vorzug einräume.

19. In der Tat besticht die zweite These der
Kommission, die mit den Erklärungen der
übrigen beteiligten Parteien im Ergebnis
übereinstimmt, durch ihre Einfachheit. Der
staatliche Richter hätte lediglich zu prüfen,
ob die in Artikel 6 Nr. 2 ausdrücklich ge­
nannte Ausnahme vorliegt, und dann über
die Zulassung der Gewährleistungsklage al­
lein aufgrund des Übereinkommens zu ent­
scheiden.

20. Einer näheren Betrachtung der Proble­
matik hält diese These jedoch nicht stand.
Es ist zwar zunächst einzuräumen, daß der
Grundsatz der Rechtssicherheit innerhalb
der Gemeinschaftsrechtsordnung und die
mit dem Übereinkommen aufgrund von Ar­
tikel 220 EWG-Vertrag — auf den sich das

I- 1855



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN LENZ — RECHTSSACHE C-365/88

Übereinkommen stützt — verfolgten Ziele
verlangen, daß die Gleichheit und Einheit­
lichkeit der sich aus dem Übereinkommen
für die Vertragsstaaten und die betroffenen
Personen ergebenden Rechte und Pflichten
sichergestellt werden, wie die einschlägigen
Vorschriften in der Rechtsordnung dieser
Staaten auch immer beschaffen sein mögen.
Daraus ist zu schließen, daß das Überein­
kommen den innerstaatlichen Bestimmun­
gen, die mit ihm unvereinbar sind, vorgehen
muß 2.

21. Dieser Vorrang des Übereinkommens
kann jedoch grundsätzlich nur so weit ein­
greifen, wie sein sachlicher Geltungsbereich
beziehungsweise derjenige seiner einzelnen
Bestimmungen reicht. Deswegen ist zu­
nächst der sachliche Geltungsbereich des
Artikels 6 Nr. 2 des Übereinkommens zu
bestimmen.

22. Artikel 6 Nr. 2 befindet sich in Titel II
des Übereinkommens, welcher die Zustän­
digkeit der Gerichte regelt. Für die Erhe­
bung der Gewährleistungsklage bestimmt
Artikel 6 Nr. 2 das international und das
örtlich zuständige Gericht. Die internatio­
nale und örtliche Zuständigkeit eines Ge­
richtes stellen jedoch nur ein Element von
mehreren dar, die bei der Prüfung der Zu-
lässigkeit einer Klage in Betracht kommen
können, die aber insgesamt vom Überein­
kommen nur teilweise geregelt sind. Ich ver­
weise insoweit auf den Bericht von Schlos­
ser 3, in dem zur Interventionsklage 4des Ar­
tikels 6 Nr. 2 folgendes ausgeführt wird:

„Der Begriff ,Interventions'-Klage in Arti­
kel 6 Nr. 2 orientiert sich an einem Rechts­
institut, das den Rechtsordnungen der ur­
sprünglichen Mitgliedstaaten, mit Ausnahme
von Deutschland, gemeinsam ist. Allerdings
ist eine Zuständigkeitsbestimmung, die sich
an der Eigenschaft einer Klage als einer In­
terventionsklage ausrichtet, für sich allein
nicht anwendbar. Sie bedarf zwangsläufig
der Ergänzung durch Rechtsnormen, die
bestimmen, wann welche Personen in wel­
cher Parteirolle mit welchem Ziel in ein ge­
richtliches Verfahren einbezogen werden
können. Daher bleiben auch die den Rechts­
ordnungen der neuen Mitgliedstaaten be­
kannten oder in Zukunft zuwachsenden
Rechtsregeln über die Einbeziehung dritter
Parteien in ein Verfahren vom EuGVÜ un­
berührt."

Darüber hinaus ist in der Rechtsprechung
des Gerichtshofes anerkannt, daß inner­
staatliche Verfahrensvorschriften zur Ergän­
zung der Bestimmungen des Übereinkom­
mens herangezogen werden können 5.

23. Auch dem Protokoll zum Übereinkom­
men, das gemäß Artikel 65 als dessen Be­
standteil gilt, ist eine Verweisung auf inner­
staatliche Verfahrensvorschriften zu entneh­
men. So bestimmt Artikel V des Protokolls,
daß die in Artikel 6 Nr. 2 für eine Gewähr-
leistungs- oder Interventionsklage vorgese­
hene Zuständigkeit in der Bundesrepublik
Deutschland nicht geltend gemacht werden
kann. In der Bundesrepublik Deutschland
kann jede Person, die ihren Wohnsitz in ei­
nem andern Vertragsstaat hat, nach den
§§ 68, 72 bis 74 der Zivilprozeßordnung,
die für die Streitverkündung gelten, vor Ge­
richt geladen werden.

2 — Vgl. das Urteil vom 15. November 1983 in der Rechtssache
228/82, Ferdinand M. J. J. Duijnstee/Lodewick Goder-
bauer, Slg. 1983, 3663, 3674 f.

3 — Bericht zu dem Übereinkommen des Königreichs Däne­
mark, Irlands und des Vereinigten Königreichs Großbritan­
nien und Nordirland über den Beitritt zum Übereinkom­
men über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstrek-
kung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels­
sachen sowie zum Protokoll betreffend die Auslegung des
Übereinkommens durch den Gerichtshof, ABl. 1979, C 59,
S. 71, 111.

4 — Der Begriff der Gewährleistung ist bereits in dem der In­
tervention enthalten (vgl. Jenard: „Bericht zu dem Über­
einkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen", ABl. 1979, C 59, S. 1,28).

5 — Vgl. das Urteil vom 7. Juni 1984 in der Rechtssache
129/83, Siegfried Zelger/Sebastiano Salinitri, Slg. 1984,
2397, 2408; das Urteil vom 2. Juli 1985 in der Rechtssache
148/84, Deutsche Genossenschaftsbank/SA Brasseries du
pécheur, Slg. 1985, 1981, 1992; sowie das Urteil vom 4.
Februar 1988 in der Rechtssache 145/86, Horst Ludwig
Martin Hoffmann/Adelheid Krieg, Slg. 1988, 645, 670.
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24. Gerade der hier genannte § 73 der Zi­
vilprozeßordnung enthält jedoch Bestim­
mungen über die Form der Streitverkün­
dung, wenn er anordnet, zum Zwecke der
Streitverkündung hätte die Partei einen
Schriftsatz einzureichen, in dem der Grund
der Streitverkündung und die Lage des
Rechtsstreits anzugeben sind.

25. Es ist zwar einzuräumen, daß sich Arti­
kel V nicht unmittelbar mit der Gewährlei­
stungsklage befaßt, sondern lediglich auf die
Regelung hinweist, die in der Bundesrepu­
blik Deutschland an die Stelle der Gewähr­
leistungsklage tritt. Unabhängig von der
Frage, wie der in Artikel V des Protokolls
enthaltene Hinweis rechtlich zu qualifizie­
ren ist, ist Artikel V wenigstens ein Indiz
dahin zu entnehmen, daß es prozessuale Er­
fordernisse bei einer der Gewährleistungs­
klage vergleichbaren Klageart geben kann,
die über die im Übereinkommen enthaltene
Zuständigkeitsregelung hinausgeht. Dies be­
stätigt, daß es sich bei der Regelung des Ar­
tikels 6 Nr. 2 des Übereinkommens nicht
um eine abschließende Regelung der Zuläs-
sigkeit der Gewährleistungsklage handeln
kann 6.

26. Als Zwischenergebnis ist somit festzu­
halten, daß aus der Regelung der internatio­
nalen und örtlichen Zuständigkeit des Arti­
kels 6 Nr. 2 des Übereinkommens nicht au­
tomatisch auf die Zulässigkeit der Gewähr­
leistungsklage geschlossen werden kann, da
für diese zusätzlich innerstaatliche Vor­

schriften maßgeblich sein können, die au­
ßerhalb des Regelungsbereichs des Artikels
6 Nr. 2 liegen. Dazu könnten zum Beispiel
Vorschriften über Form und Frist der Ge­
währleistungsklage gerechnet werden sowie
inhaltliche Bestimmungen darüber, inwie­
weit die Tatsachen, auf denen das „Ge­
währleistungsverhältnis" beruhen soll,
glaubhaft gemacht werden müssen.

27. Inwieweit diese innerstaatlichen Zuläs-
sigkeitsvorschriften ihrerseits wieder im
Lichte des Übereinkommens ausgelegt und
angewendet werden müssen, werde ich in
meiner Stellungnahme zu Frage C darlegen.

3. Frage C

28. Die Frage C lautet wie folgt:

„Wenn die Frage B verneint wird, darf das
Gericht dann bei der Beurteilung der Frage,
ob dem Antrag auf Zulassung der Gewähr­
leistungsfrage stattzugeben ist, die Verfah­
rensregeln seines nationalen Rechts anwen­
den, oder muß das Gericht nach den Be­
stimmungen des Übereinkommens den An­
trag an anderen Maßstäben als denjenigen
seines nationalen Prozeßrechts messen und,
falls ja, an welchen Maßstäben?"

29. Wenn, wie oben dargelegt, bezüglich
derjenigen Voraussetzungen für die Zuläs­
sigkeit einer Gewährleistungsklage, die nicht
die internationale oder örtliche Zuständig­
keit betreffen, innerstaatliche Verfahrens­
vorschriften herangezogen werden dürfen,
bedeutet dies nicht unbedingt, daß deren
Heranziehung uneingeschränkt möglich ist.
Schließlich darf die Anwendung der inner­
staatlichen Verfahrensvorschriften nicht die

6 — Eine vergleichbare These hat auch die Regierung der Bun­
desrepublik Deutschland in der Einleitung zu ihrer Stel­
lungnahme vertreten, als sie ausführte, daß das Gericht,
wenn die Zuständigkeit nach Artikel 6 Nr. 2 des Überein­
kommens bestehe, verpflichtet sei, die Gewährleistungs­
klage zuzulassen, „sofern im übrigen' die Voraussetzungen
det nationalen Verfahrentrechtt erfüllt tind". Aus dieser Fest­
stellung hat die genannte Regierung jedoch lediglich den
Schluß gezogen, daß das Übereinkommen die nationalen
Regeln über die Durchführung des Verfahrens gegen den
Dritten unberührt lasse ; davon zu trennen sei jedoch die
Frage, ob die Klage auf Gewährleistung zugelatten werden
müsse, wenn für sie eine internationale Zuständigkeit nach
dem Übereinkommen vorliege. Diese Frage hat die Regie­
rung dann trotzdem bejaht.
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praktische Wirksamkeit der Regeln des
Übereinkommens beeinträchtigen 7. Daraus
folgt, daß innerstaatlich vorgesehene Zuläs­
sigkeitsvoraussetzungen dann nicht herange­
zogen werden können, wenn sie sich auf
Umstände beziehen, die im Übereinkommen
geregelt sind 8 oder deren Regelung das
Übereinkommen voraussetzt.

30. Ohne hier eine abschließende Aufzäh­
lung von Beispielen geben zu können, ist
auf zwei Umstände hinzuweisen, die im
Ausgangsverfahren eine Rolle gespielt ha­
ben. Die Rechtbank Den Haag hat die Zu-
lässigkeit der Gewährleistungsklage auf­
grund der Tatsache abgelehnt, daß der in
das Verfahren einzubeziehende Dritte sei­
nen Sitz nicht im Staate des erkennenden
Gerichts habe und durch seine Einbezie­
hung der Hauptprozeß verzögert werde.

31. Selbst wenn die Berücksichtigung sol­
cher Tatsachen nach den innerstaatlichen
Verfahrensvorschriften zulässig wäre, wi­

dersprechen sie hier Sinn und Zweck des
Artikels 6 Nr. 2 des Übereinkommens. Da
Artikel 6 schlicht von einer Person spricht,
die ihren Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet ei­
nes Vertragsstaats hat, schließt er aus, daß
Personen aus verschiedenen Vertragsstaaten
unterschiedlich behandelt werden. Die
Nichtzulassung der Gewährleistungsklage
kann somit nicht auf den Umstand gestützt
werden, daß die in das Verfahren einzube­
ziehenden dritten Personen in einem ande­
ren Vertragsstaat als dem des Gerichts des
Hauptprozesses niedergelassen sind. Für die
Einbeziehung der dritten Personen im Rah­
men des Gewährleistungsverfahrens reicht
es auch, daß sie über einen Sitz in irgendei­
nem der Vertragsstaaten verfügen.

32. Daraus folgt ebenfalls, daß Verfahrens­
verzögerungen, die ihre Ursache gerade in
der Tatsache finden können, daß die Pro­
zeßbeteiligten in den verschiedenen Ver­
tragsstaaten niedergelassen sind, bei der Ab­
wägung der sich widerstreitenden Interessen
der Parteien des Hauptprozesses nicht her­
angezogen werden können.

C — Schlußantrag

33. Im Ergebnis schlage ich dem Gerichtshof vor, das ihm vom Hoge Raad der
Nederlanden vorgelegte Vorabentscheidungsersuchen wie folgt zu beantworten:

„1) Wenn eine Person, die ihren "Wohnsitz in dem Hoheitsgebiet eines Vertrags­
staats hat, gemäß Artikel 5 Nr. 1 des Übereinkommens vor dem Gericht eines
anderen Vertragsstaats verklagt wird, ist dieses Gericht nach Artikel 6 Nr. 2
des Übereinkommens auch zuständig für die Klage auf Gewährleistung gegen
jemand, der seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaats
als dem des Gerichts des Hauptprozesses hat.

7 — Siehe das Urteil vom 4. Februar 1988 in der Rechtssache
145/86, a. a. O.

8 — Siehe das Urteil vom 15. November 1983 in der Rechts­
sache 288/82, a. a. O.

I- 1858



HAGEN

2) Artikel 6 Nr. 2 des Übereinkommens ist dahin auszulegen, daß bei der Prü­
fung der Zulässigkeit einer Gewährleistungsklage ergänzend innerstaatliche
Verfahrensvorschriften herangezogen werden können, soweit diese nicht die
internationale oder örtliche Zuständigkeit des Gerichts des Hauptprozesses
betreffen.

3) Die ergänzende Heranziehung innerstaatlicher Verfahrensvorschriften darf
die praktische Wirksamkeit der Regelung des Übereinkommens über die Zu­
lassung der Gewährleistungsklage nicht beeinträchtigen; insbesondere darf da­
bei nicht auf den Umstand abgestellt werden, daß der Gewährleistungspflich­
tige seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines anderen Vertragsstaates hat als
dem des Gerichts des Hauptprozesses."
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